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Text 

Zielsetzung und Grundsätze 

§ 1. (1) Zur flächendeckenden Sicherung und Verbesserung der Qualität im österreichischen 
Gesundheitswesen ist systematische Qualitätsarbeit zu implementieren und zu intensivieren. Die Arbeiten 
zum Aufbau, zur Weiterentwicklung, zur Sicherung und Evaluierung eines flächendeckenden 
österreichischen Qualitätssystems haben bundeseinheitlich, bundesländer-, sektoren- und 
berufsübergreifend, insbesondere auch einschließlich des niedergelassenen Bereichs, zu erfolgen. Sie 
haben die Prinzipien der Patientinnen- und Patientenorientierung und Transparenz zu berücksichtigen und 
die Qualität bei der Erbringung von Gesundheitsleistungen unter Berücksichtigung der Patientinnen- und 
Patientensicherheit nachhaltig zu fördern und zu gewährleisten. 

(2) Die Festlegungen zum Qualitätssystem haben jedenfalls auch den Anforderungen der 
Zielsteuerung-Gesundheit, gemäß dem Bundesgesetz zur partnerschaftlichen Zielsteuerung-Gesundheit, 
BGBl. I Nr. 81/2013 in der jeweils geltenden Fassung, und insbesondere dem darin vorgesehenen 
Monitoring zu entsprechen. Qualitätsarbeit hat einen wesentlichen Beitrag zur mittel- bis langfristigen 
Steigerung der Effektivität und Effizienz im Gesundheitswesen zu leisten und somit zur Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung und deren langfristigen Finanzierbarkeit beizutragen. Dabei sind 
im Sinne des Qualitätssystems die Ebenen der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität zu 
berücksichtigen. 

(3) Zum Zweck der Sicherstellung der in Abs. 1 und 2 festgeschriebenen Grundsätze hat die/der für 
das Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin/Bundesminister für eine entsprechende Abstimmung 
der am gesamtösterreichischen Qualitätssystem beteiligten Akteurinnen und Akteure Sorge zu tragen. 
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Darüber hinaus hat die/der für das Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin/Bundesminister die 
bundesweite Koordinierung von Qualitätsmaßnahmen zum Zweck der nationalen und internationalen 
Vergleichbarkeit von Gesundheitsleistungen zu gewährleisten. 

(4) Die für die kontinuierliche Qualitätsarbeit erforderlichen Daten müssen, sofern sie nicht für 
konkrete Ziele und Zwecke personenbezogen benötigt werden, im Wege einer Vertrauensstelle zumindest 
pseudonymisiert werden. 

(5) Für den strategischen Neuaufbau und die Weiterentwicklung der sektorenübergreifenden 
Qualitätssicherung und Qualitätsüberprüfung im Gesundheitsbereich hat die/der für das 
Gesundheitswesen zuständige Bundesministerin/Bundesminister für eine entsprechende Abstimmung der 
am gesamtösterreichischen Qualitätssystem beteiligten Akteurinnen und Akteure insbesondere der Länder 
und der Sozialversicherungsträger Sorge zu tragen. 

(6) Dazu ist im Rahmen der Zielsteuerungsgremien ein Qualitätsrat mit Mitgliedern der Länder, der 
Sozialversicherung und des Bundes zu etablieren. Der Qualitätsrat soll strategische Beschlüsse zum 
Aufbau, mögliche Erweiterungsschritte und die Umsetzung der Qualitätssicherung fassen. 
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